
(aj) Die These, dass Frauen mit Hoch-
schulabschluss häufiger kinderlos blie-
ben als andere Frauen, ist in den ver-
gangenen Jahren oft durch die Presse 
gegangen. Diese These ist aber auf ei-
nen Befragungsfehler im Mikrozensus 
zurückzuführen. 
 
Befragungsfehler der amtlichen Sta-
tistik führt zur Überschätzung der  
Kinderlosigkeit 

Die Bildungsabhängigkeit der Kinder-
zahl wird offensichtlich enorm überin-
terpretiert: Ursache ist ein methodi-
scher Fehler in der Befragung durch 
den Mikrozensus. (Nebenbei: Der Mik-
rozensus ist eine statistische Erhe-
bung der Statistischen Ämter in 
Deutschland. An der Befragung sind 1 
% der Privathaushalte in Deutschland 
beteiligt, d.h. etwa 370000 Haushalte 
mit rund 820000 Menschen.) 

Im Mikrozensus werden nur Frauen 
bis zum Alter von 39 in die Befragung 
aufgenommen und außerdem nur Kin-
der berücksichtigt, die zusammen mit 
der Mutter im Haushalt leben. Das Er-
gebnis ist also verzerrt, und nach dem 
Mikrozensus wären über 40 % der 
Frauen mit einem Universitätsab-
schluss kinderlos. Gerade Akademike-
rinnen bekommen aber häufig mit über 
40 Jahren Kinder, weil sie lange Aus-
bildungszeiten haben und die Phase, 
in der sie eine Familie gründen, sich 
verschiebt.  

Akademikerinnen bekommen keine Kinder!? 
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Sozioökonomisches Panel des DIW 
kommt zu anderen Zahlen 

Das Deutsche Institut für Wirtschafts-
forschung ermittelt Zahlen durch das 
sogenannte Sozioökonomische Panel 
(SOEP); sie lassen eine realistischere 
Aussage zu. Das Sozioökonomische 
Panel ist eine seit 1984 laufende jährli-
che Wiederholungsbefragung von 
Deutschen, Ausländern und Zuwande-
rern in den alten und seit 1991 auch in 
den neuen Bundesländern. Die Stich-
probe umfasste im Erhebungsjahr 
2004 mehr als 12.000 Haushalte mit 
fast 24.000 Personen. Das SOEP be-
zieht auch Frauen ab 40 Jahren und 
deren Kinder mit ein.  

 
Anteil der kinderlosen Akademike-
rinnen liegt bei 23 Prozent 

Die Ergebnisse zeigen: 29,3 % der 
Frauen mit Uni-Abschluss haben keine 
Kinder (in Westdeutschland etwas 
mehr: 34,5 %); rechnet man die Frau-
en mit Fachhochschulabschluss dazu, 
sind es nur noch 23 %, die tatsächlich 
keine Kinder haben. 

Alarmierend bleibt die hohe Kinderlo-
sigkeit allgemein in Deutschland, es ist 
die höchste Rate in der EU (26 %). 
Die Geschichte von der kinderlosen A-
kademikerin ist aber wohl doch eher 
aus einem Statistikfehler entstanden.  

 
 

 Kinderlose Frauen Anteil Gruppe 
Hauptschule 15,5 28,9 

Realschule 13,4 33,1 

Akademikerinnen 23 19,6 

   

Fachhochschule 20,0 3,9 

Universität 34,5 9,4 

mit Hochschulabschluss 
in Westdeutschland  

30,3 13,3 



Mit derzeit ca. 291.000 Einwoh-
nern in 23 Städten und Gemeinden 
ist der Landkreis Darmstadt-
Dieburg der nach der Bevölke-
rungszahl viertgrößte Landkreis in 
Hessen; er zählt aufgrund seiner 
hohen Standortattraktivität seit vie-
len Jahren zu den "Zuzugskrei-
sen". Trotz dieser günstigen Aus-
gangssituation stellt die demografi-
sche Entwicklung auch hier eine 
zentrale Herausforderung der Zu-
kunft dar.  

Das Hessische Statistische Lan-
desamt prognostiziert, dass nach 
einer weiteren Wachstumsphase 
2020 (Zunahme auf 299.000 Ein-
wohner) die Einwohnerzahlen bis 
zum Jahr 2050 deutlich zurückge-
hen werden (Rückgang auf unter 
270.000 Einwohner). Zugleich ver-
ändert sich bereits heute die Al-
tersstruktur im Landkreis nachhal-
tig.  

 
Im Jahre 2005:  Initiierung eines 
Dialoges auf Kreisebene 
Zum Jahresbeginn 2005 wurde auf 
Kreisebene ein Dialogprozess an-
gestoßen, um über diese Progno-

sen breit zu informieren, die sich 
hieraus resultierenden Herausfor-
derungen frühzeitig zu erkennen 
sowie geeignete Lösungsansätze 
zu entwickeln. Dies mündete in ei-
nem Beschluss des Kreisaus-
schusses, eine Kommission 
"Demografische Entwicklung" zu 
bilden, die Handlungsspielräume 
für die Kreispolitik und -verwaltung 
aufzeigen soll. 

Im Frühjahr 2006 wurden von der 
Kommission erste konkrete Hand-
lungsempfehlungen und Projekt-
vorschläge für die "Weitere Ver-
besserung der Kinder- und Famili-
enfreundlichkeit" sowie die 
"Weitere Verbesserung der Senio-
renfreundlichkeit" vorgelegt.  

 
Im Jahre 2006: Ausweitung zum 
"Zwei-Ebenen-Dialog" 
Der Landkreis Darmstadt-Dieburg 
wurde im Frühjahr 2006 sodann 
mit seinem Konzept als Modell-
kommune des Projektes "Hessen 
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Den Herausforderungen des demografischen Wandels aktiv begegnen 
- Die Strategie des Landkreises Darmstadt-Dieburg - 

Gastbeitrag von Landrat Alfred Jakoubek (SPD) / Landkreis Darmstadt– Dieburg 

 

2050 - Sichere Zukunft im demo-
grafischen Wandel" ausgewählt. In 
Ergänzung zu den Arbeiten der 
Kommission "Demografische Ent-
wicklung" wird nun der Blick auf 
Spielräume der Städte und Ge-
meinden im Landkreis gerichtet. 
Gemeinsam werden im Rahmen 
von zwei Workshops neue Hand-
lungsstrategien für den Themen-
schwerpunkt "Zusammenleben der 
Generationen" ermittelt. 
 
Das im Landkreis Darmstadt-
Dieburg gewählte Vorgehen zum 
Umgang mit den spezifischen Her-
ausforderungen der demografi-
schen Entwicklung kann damit 
wichtige Hilfestellungen für die an-
deren hessischen Gebietskörper-
schaften - insbesondere in den 
Stadt-Umlandbereichen und vor 
allem in der Metropolregion Rhein-
Main - geben. 
 
 
Landrat Alfred Jakoubek,  
Landkreis Darmstadt-Dieburg 

Alfred Jakoubek (SPD) ist seit 1997 
Landrat des Landkreises Darm-
stadt-Dieburg 

Auszüge aus den Empfehlungen der Kommission: 

Der kinder- und familienfreundliche Landkreis Darmstadt-Dieburg soll 
sich insbesondere auszeichnen durch: 

•  eine bedarfsgerechte, hochqualifizierte Kindertagesbetreuung und Kinderta-
gespflege; auch für Kinder unter 3 Jahren und für schulpflichtige Kinder. 

•  umfassende Ganztagsbetreuungsangebote an allen Schulen im Landkreis. 
•  ein breites Informations- und Beratungsangebot für (werdende) Eltern sowie 

für Berufsrückkehrerinnen bzw. Berufsrückkehrer in günstiger, wohnortna-
her Erreichbarkeit. 

•  eine Personalentwicklung in der Kreisverwaltung, die (werdenden) Eltern 
flexible, maßgeschneiderte Arbeitszeit- und Arbeitsplatzregelungen bietet 
und damit Vorbild für andere Arbeitgeber sein kann. 

Der seniorenfreundliche Landkreis Darmstadt-Dieburg soll sich insbeson-
dere auszeichnen durch: 
•   ein umfassendes, bedarfsgerechtes Informations-, Beratungs-, Un-
    terstützungs- und Betreuungsangebot für die Seniorinnen und Senioren 
    sowie deren (pflegende) Angehörige. 
•   ein Volkshochschulprogramm, das auf vorbildliche Weise den Anliegen und 
    Bedürfnissen der Seniorinnen und Senioren Rechnung trägt.  



(bk) In den europäischen Ländern 
richtet sich der Fokus der öffentli-
chen Aufmerksamkeit darauf, dass 
die Bevölkerung abnimmt und altert. 
Die Welt insgesamt hat aber - auch 
in Fragen der Demografie - andere 
Sorgen als Europa. Nicht der Rück-
gang und die Alterung, sondern das 
rapide Wachstum stellt die zumeist 
armen Länder vor besondere Prob-
leme.  

Wie rasant die Bevölkerung welt-
weit wächst, wird durch folgendes 
deutlich: Es dauerte einige Millionen 
Jahre, bis die Bevölkerung die Milli-
ardengrenze erreicht hatte, weitere 
123 Jahre bedurfte es für die zweite 
Milliarde, für die dritte 33 Jahre, die 
vierte 14 Jahre und nach nur 13 
weiteren Jahren war die fünfte Milli-
arde erreicht. Am 12. Oktober 1999 
vermeldete schließlich die UNO die 
Geburt des sechst-milliardsten Er-
denbewohners. 
 
Geburtenraten sinken weltweit 

Die Weltbevölkerung wächst ste-
tig, aber das Tempo des Bevölke-
rungszuwachses hat sich in den 
letzten Jahrzehnten abgeschwächt. 
Auch wenn die Geburtenraten in 
den Entwicklungs- und Schwellen-
ländern nach wie vor über dem Er-
haltungsniveau von etwa 2,1 liegen, 

ist aus der unteren Grafik ein deutli-
cher Trend zu weniger Geburten er-
kennbar. 
 
Zwangsmaßnahmen haben er-
hebliche Nebenwirkungen 

Mit dem weltweiten Bevölkerungs-
zuwachs und dem steigendem Le-
bensniveau z.B. in Indien und China 
sind besondere Probleme verbun-
den: Verbrauch der Energieressour-
cen, Verschmutzung der Atmosphäre 
und Abholzung von Wäldern u.a. In 
den betroffenen Ländern werden da-
her häufig Zwangsmaßnahmen 
(Sterilisationen, Benachteiligung von 
Familien mit vielen Kindern) befür-
wortet, weil man sich dadurch eine 
schnelle Senkung der Geburtenrate 
erhofft. Bekanntestes Beispiel hierfür 
ist die chinesische Ein-Kind-Politik, 
die seit 1979 propagiert wird. Die chi-
nesische Geburtenrate ist seit dem 
Jahre 1979 von 2,8 auf 1,9 gesun-
ken, was zunächst den Befürwortern 
von Zwangsmaßnahmen Recht zu 
geben scheint. 

Aber der scheinbare Erfolg ist mit 
erheblichen Nachteilen erkauft. Es 
werden fundamentale Freiheitsrechte 
wie das auf Fortpflanzung massiv 
eingeschränkt. In Gesellschaften mit 
einer großen Präferenz für männliche 
Nachkommen kommt es darüber hin-

aus zur Abtreibung von weiblichen 
Föten, was große ethische Proble-
me aufwirft und langfristig zu dem 
konkreten Problem des Männer-
überschusses und den daraus re-
sultierenden Konsequenzen führt. 
 
Wirtschaftliche Entwicklung ist 
nicht das „beste Verhütungs-
mittel“ 

Entgegen der landläufigen Mei-
nung ist die ökonomische Entwick-
lung eines Landes bzw. einer Regi-
on nicht das „beste Verhütungsmit-
tel“. So ergaben empirische Unter-
suchungen für verschiedene indi-
sche Regionen, dass wohlhabende 
Regionen eine wesentlich höhere 
Geburtenrate als andere ärmere 
Regionen aufweisen, in denen aber 
die Schulbildung wesentlich besser 
ist und in denen die Frauen stärker 
in den Arbeitsmarkt eingebunden 
sind. 
 
Schulbesuch und Integration der 
Frauen in den Arbeitsprozess als 
Schlüssel zur Senkung der Ge-
burtenrate 

Dass eine nachhaltige Senkung 
der Geburtenrate ohne Zwangs-
maßnahmen möglich ist, kann an-
hand der indischen Bundesstaaten 
Kerela und Tamil Nadu demonstriert 
werden. Dort setzte man auf Freiwil-
ligkeit, Kooperation und Ausbau des  
Bildungs- und Gesundheitssystems. 
Zentral ist hierbei (1) der Schulbe-
such der Frauen und (2) die Integra-
tion der Frauen in den Arbeitspro-
zess gewesen. Wie sich die Gebur-
tenraten in den beiden indischen 
Bundesstaaten im Vergleich zu der 
Geburtenrate in China entwickelt 
haben, ist in der unteren Tabelle 
dargestellt. 
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weltweite Entwicklung der Geburtenraten 1960—2004 

 China Kerela Tamil Nadu 

1979 2,8 3,0 3,5 

1991 1,9 1,8 2,2 

Literatur:  
Amartya Sen, Ökonomie für den 
Menschen 1999 



(aj) Als Grund gegen Kinder 
wird oft die Befürchtung ge-
nannt, dass sich die finanzielle 
Situation verschlechtern könnte 
(und die Tatsache, dass Arbeit 
für Mütter oft schon wegen der 
Kinderbetreuung ein großes 
Problem darstellt und dieses 
Problem noch verstärkt).  
 
Steigende Familienarmut 

Es stimmt: die Familien- und 
Kinderarmut ist erheblich gestie-

gen: seit 1965 hat sich in 
Deutschland der Anteil der Kin-
der, der Sozialhilfe bezieht, fast 
um das 16fache erhöht. Familien 
mit niedrigem Einkommen müs-
sen deutlich entlastet werden, um 
die Kinder vor enormer sozialer 
Unsicherheit und der Abhängig-
keit von Sozialhilfe zu bewahren.  

 
Prekärer Arbeitsmarkt führt zu 
weniger Kindern 

Das Problem ist allerdings auch 
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auf die immer häufiger sehr pre-
kären Arbeitsverhältnisse zu-
rückzuführen. Wenn zwei niedrig 
bezahlte Jobs nötig sind, um den 
Lebensunterhalt zu finanzieren, 
werden einerseits die Betreu-
ungsmöglichkeiten für ein Kind 
eingeschränkt. Andererseits lie-
gen hier und natürlich in der ho-
hen Arbeitslosigkeit und der Un-
sicherheit, ob eine Arbeitsstelle 
überhaupt über Jahre gesichert 
ist, deutliche und verständliche 
Gründe gegen ein (weiteres) 
Kind. Flexible und längere Ar-
beitszeiten, manchmal abends 
oder am Wochenende, lassen 
eine Planung der Kinderbetreu-
ung nur schwer zu. Prekäre Ver-
hältnisse auf dem Arbeitsmarkt, 
die die Sicherheitsbedürfnisse 
der möglichen Väter und Mütter 
nicht erfüllen können, führen al-
so zu weniger Kindern.  

 
Die Lösungen müssen an-

nehmbare Einkommen, länger-
fristige Verträge, besseres Zeit-
management – schlicht eine viel 
bessere Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf für Männer und 
Frauen beinhalten. 
 
 

Familienarmut als Kinderbremse 
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SPD-Fraktion im 
Hessischen Landtag 

Geburtenraten und politische Rahmenbedingungen
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Verfügbares Jahreshaushaltseinkommen
von Paaren mit und ohne Kinder im Jahr 2000

KKP -Dolla r— Paare mit Kindern
— Paare ohne Kinder

Quelle: Dickmann 2004

Zahlen zur Demografie 
 
•   Tschechien hat mit 1,14 die niedrigste Geburtenrate aller europäischen 

Länder 
 
•   Die Heiratshäufigkeit der Frauen ist von 93 % im Jahre 1971 auf 77 %  

im Jahre 2000 gesunken. 
 
•   26,2 % der Migranten stammen aus der Türkei. 
 
•   Das durchschnittliche Heiratsalter bei Frauen liegt bei 32 Jahren, das 

der Männer bei 35 Jahren. 
 
•   Den höchsten Migrantenanteil an der Gesamtbevölkerung haben die 

Vereinigten Arabischen Emirate mit 73,8 %, gefolgt von Kuwait mit  
57,9 %. Zum Vergleich: In Deutschland liegt diese Zahl bei 8,9 %.  


